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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutchen Bundestages und des Bundesrates 
Fferrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 224. 
Sitzung am 28. Oktober 1960 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestage am 28. September 1960 verab- 
schiedeten 

Gesetzes über Zuständigkeiten in der Luft- 
verkehrsverwaltung 
— Drucksachen 1535, 2002 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 
87 d des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 


Dr. Röder 


Bonn, den 28. Oktober 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige 
Schreiben vom 12. Oktober 1960 mit der Bitte um Kenntnis- 
nahme übersandt. 

Dr. Röder 


Druck; Bonner Universiläts-Buchdruckcrei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goelhestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über Zuständigkeiten in der Luftverkehrsverwaltung 


1. In Artikel 1 sind die nachstehenden Nummern 
der Neufassung des § 31 Abs. 1 des Luftver- ; 
kehrsgesetzes wie folgt zu fassen: i 

„2. die Erteilung der Erlaubnis für Luftfahrer an ; 
Privatflugzeugführer, Berufsflugzeugführer 

2. Klasse, Privathubschrauberführer, Segel- 
flugzeugführer, Freiballonführer und Fall- 
schirmabspringer (§ 4); 

3. die Erteilung der Erlaubnis für Ausbildungs- 
unternehmen für Luftfahrer und Fallschirm- 
abspringer mit Ausnahme derjenigen, in 
denen eine Ausbildung für Berufsflugzeug- 
führer 1. Klasse und Berufshubschrauber- 
führer und darüber hinaus stattfindet (§ 5);" 

„11. die Genehmigung von Luftfahrtunternehmen, 
die nur Gelegenheitsverkehr mit Hubschrau- 
bern oder Flugzeugen bis zu 5700 kg höchst- 
zulässigem Fluggewicht betreiben oder deren 
Linienverkehr mit derartigen Luftfahrzeugen 1 
nicht über das Land, in dem das Unterneh- 
men seinen Sitz hat, hinausgeht, ferner die 
Genehmigung der gewerbsmäßigen Verwen- 
dung von Luftfahrzeugen für sonstige Zwecke 
und Selbstkostenflüge (§ 20);" 

„14. die Erteilung der Erlaubnis zur Mitführung ! 
von Funkgerät in Luftfahrzeugen (§ 27 | 
Abs. 1); I 

I 

15. die Erteilung der Erlaubnis für Lichtbildauf- 
nahmen mit Ausnahme der Erlaubnis für 
Personen, die ihren Wohnsitz nicht im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes haben (§ 27 
Abs. 2);". 

Begründung 
Zu Nr. 2 und 3 

Angesichts der immer stärker werdenden inter- i 
nationalen Verflechtung und der technischen Ent- 


wicklung der Luftfahrt erscheint es notwen- 
dig, die Ausbildung von Berufsflugzeugführern 
1. Klasse und Linienflugzeugführern bundesein- 
heitlich zu behandeln. Einer Einrichtung von Flug- 
zeugführerschulen in jedem Land oder auch nur 
durch die Länder gemeinsam würde neben der 
Gefahr einer uneinheitlichen Behandlung auch 
die Gefahr mit sich bringen, daß Schule und Prü- 
fungsverfahren nicht auf dem letzten Stand der 
Technik gehalten werden können. Aus diesem 
Grunde erscheint es zweckmäßiger, die Zustän- 
digkeit beim Bund zu belassen.. 

Zu Nr. 11 

Der Änderungsvorschlag zu Nr. 11 bezweckt, daß 
den Ländern nur die Genehmigung solcher Luft- 
fahr tunternehmen übertragen wird, bei denen 
Berufsflugzeugführer mit dem Flugschein der 
Klasse 2 tätig werden. 

Zu Nr. 14 

Es erscheint zweckmäßig, den Transport gefähr- 
licher Güter in Luftfahrzeugen bundeseinheitlich 
zu regeln und zu behandeln und die Auftrags- 
verwaltung nur auf die Erteilung der Erlaubnis 
zur Mitführung von Funkgerät zu beschränken. 

Zu Nr. 15 

Die vorgesehene Unterscheidung zwischen der 
Erlaubnis für Lichtbildaufnahmen und der Grund- 
erlaubnis für gewerbliche Luftbildaufnahmen 
dient der Anpassung an die Terminologie des 
Luftverkehrsgesetzes in § 27 Abs. 2 und 3. 

2. Die Berlin-Klausel wird in das Vermittlungs ver- 
fahren einbezogen. 
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